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Homeoffice und IT-Ausgaben  
 
Millionen Berufstätige haben wegen der 
Corona-Pandemie die tägliche Fahrt ins 
Büro gegen die Arbeit im Homeoffice ein-
getauscht - und können davon steuerlich 
profitieren. Für das Steuerjahr 2020 kön-
nen Berufstätige erstmals Ausgaben für 
das Homeoffice in der Steuererklärung gel-
tend machen, auch wenn sie nicht über ein 
separates Arbeitszimmer in ihrer Wohnung 
verfügen.  
Zudem können Steuerpflichtige Aufwen-
dungen für beruflich genutzte IT-Geräte 
und Software absetzen. Dies gilt sowohl 
für die Anschaffungskosten als auch für 
monatliche Kosten, die bei Telefon- und In-
ternetnutzung anfallen.  
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Berücksichtigung des Homeoffice bei 
der Steuer  
Es gibt zwei Alternativen, Ausgaben für 
das Homeoffice in der Einkommensteuer-
erklärung anzusetzen: entweder durch 
Auflistung der Kosten eines separaten Ar-
beitszimmers oder über die für 2020 erst-
mals mögliche Homeoffice-Pauschale. Ist 
im Haushalt ein Arbeitszimmer vorhanden, 
das zu mindestens 90 Prozent für die be-
rufliche Tätigkeit genutzt wird und steht 
kein weiterer Arbeitsplatz zur Verfügung - 
etwa weil das Büro coronabedingt ge-
schlossen ist -, können Steuerpflichtige die 
Kosten für das Arbeitszimmer als Wer-
bungskosten bei der Einkommensteuer 
geltend machen. Abzugsfähig sind zum 
Beispiel die auf das Arbeitszimmer anteilig 
entfallenden Miet-, Heizungs- und Strom-
kosten sowie Abschreibungen für Schreib-
tisch und Schreibtischstuhl. Neu ist die 
Homeoffice-Pauschale: Erstmals können 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Kos- 
ten für das Homeoffice absetzen, wenn sie 
nicht über ein separates Arbeitszimmer ver-
fügen, sondern zum Beispiel am Küchen- 
oder Wohnzimmertisch arbeiten. Für jeden 
Heimarbeitstag können pauschal 5 Euro als 
Werbungskosten geltend gemacht wer-
den, allerdings höchstens 600 Euro pro Jahr. 

Smartphone, Notebook, Drucker und 
andere Hardware 
Wer privat angeschaffte IT-Geräte so gut 
wie ausschließlich, also zu mindestens 90 
Prozent, beruflich nutzt, kann die Kosten 
dafür in voller Höhe von der Steuer abset-
zen. Bei geringerer beruflicher Nutzung 
sind die Kosten in berufliche und private 
Nutzungsanteile aufzuteilen. Die Auftei-
lung ist bei einer Nachfrage des Finanzamts 
nachzuweisen. Hierfür sollte eine schriftli-
che Bestätigung des Arbeitgebers vorge-
legt werden können oder drei Monate lang 
die Nutzung des Geräts aufgezeichnet wer-
den. Ist ein Nachweis nicht möglich, geht 
die Rechtsprechung von einer jeweils zur 
Hälfte beruflichen und privaten Nutzung 
aus. Anschaffungskosten bis 800 Euro 
netto können im Jahr des Kaufs komplett 
geltend gemacht werden. Wird diese Wert-
grenze überschritten, muss der Nettokauf-
preis zusammen mit der gezahlten Um- 
satzsteuer über mehrere Jahre abgeschrie-
ben werden. Die 800-Euro-Grenze gilt für 
Hardware wie PC, Notebook oder Tablet 
sowie für zugehörige Peripheriegeräte wie 
Drucker, Monitor oder Maus. Für diese Ge-
räte wird eine gewöhnliche Nutzungsdauer 
von drei Jahren angenommen. Für Smart-
phones beträgt die gewöhnliche Nutzungs-
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dauer fünf und für Faxgeräte sechs Jahre. 
Wenn allerdings ein Zubehörteil kaputt-
geht oder eine Reparatur nötig wird, kön-
nen die Ersatzkosten sofort entsprechend 
dem beruflichen Nutzungsanteil des zuge-
hörigen Geräts abgezogen werden. Das 
Gleiche gilt für die Kosten von Verbrauchs-
materialien, etwa Toner, Tinte und Drucker-
papier. 
 
Software 
Die steuerliche Beurteilung von beruflich 
genutzter Software orientiert sich an den 
Grundsätzen für die zugehörige Hardware. 
So wird als gewöhnliche Nutzungsdauer 
von Anwendungssoftware wie Textpro-
grammen drei Jahre angenommen. Ist der 
Anschaffungspreis der Software nicht höher 
als 800 Euro netto, kann er im Jahr der  
Anschaffung in voller Höhe angesetzt und 
mit dem beruflichen Nutzungsanteil als Teil 
der Werbungskosten geltend gemacht wer-
den. 
 
Internet- und Telefongebühren 
Steuerzahler können auch beruflich veran-
lasste Telefon- und Internetkosten, also 
Zahlungen an den Provider und den Rund-
funkbeitrag, absetzen. Ohne Nachweis er-
kennt das Finanzamt 20 Prozent der 
Aufwendungen, höchstens jedoch 20 Euro 
pro Monat pauschal als Werbungskosten 
an. Wer einen höheren Anteil absetzen 
will, sollte mindestens drei Monate lang die 
berufliche Nutzung aufzeichnen. Dabei ist 
„berufliche Nutzung“ weiter gefasst, als es 
viele Steuerzahler vermuten: Der Bundesfi-
nanzhof erkennt sogar Kosten für rein pri-
vate Telefonate mit der Familie steuer- 
mindernd an, wenn Steuerpflichtige aus 
beruflichen Gründen länger als eine Woche 
von ihrer Familie getrennt sind. 
 
Fortbildungen 
Aufwendungen für Computer-Kurse und 
Software-Schulungen werden in voller 
Höhe als Werbungskosten anerkannt, 
wenn die Fortbildung mit der beruflichen 
Tätigkeit im Zusammenhang steht und die 
erworbenen Kenntnisse im Beruf einge-
setzt werden können. Das muss im Zweifel 
nachgewiesen werden. Daher sollten Steu-
erpflichtige zumindest eine Teilnahmebe-

scheinigung für den Kurs vorweisen kön- 
nen. Besser ist eine Erklärung des Arbeit-
gebers, die den beruflichen Anlass der 
Schulung deutlich macht. Neben den Kurs-
gebühren können die Fahrtkosten zum 
Kursort (0,30 Euro pro Kilometer bei Fahr-
ten mit dem eigenen Auto oder Ausgaben 
für öffentliche Verkehrsmittel), Übernach-
tungskosten und Mehraufwendungen für 
Verpflegung geltend gemacht werden. 
Auch Reisekosten zu einer Messe können 
bei der Einkommensteuer geltend gemacht 
werden, soweit sie beruflich veranlasst 
sind. Zuschüsse des Arbeitgebers zu einer 
Fortbildung, etwa Computer- oder Pro-
grammierkurse, sind auch dann steuerfrei, 
wenn die Fortbildung nicht direkt mit der 
Beschäftigung in Zusammenhang steht, 
sondern lediglich seine allgemeine Beschäf-
tigungsfähigkeit erhöht. 
 
Private Nutzung der IT des Arbeitgebers 
Wer vom Arbeitgeber zur Verfügung ge-
stellte IT-Geräte privat nutzt, muss keine 
steuerlichen Probleme befürchten. Die Vor-
teile, die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer aus dieser Nutzung ziehen, unter- 
liegen regelmäßig weder der Einkommen- 
noch der Mehrwertsteuer. Diese Steuerfrei-
heit erstreckt sich auf Software und An-
wendungen für mobile Endgeräte, die vom 
Arbeitgeber für dienstliche Zwecke über-
lassen wurden, aber auch privat genutzt 
werden dürfen. 
 
1.000-Euro-Grenze beachten 
Die detaillierte Auflistung und Aufteilung 
von beruflich bedingten Kosten für Home-
office, IT und Fortbildungen lohnt sich nur, 
wenn die insgesamt im Jahr 2020 angefal-
lenen berufsbedingten Kosten 1.000 Euro 
überschreiten. Denn Werbungskosten bis 
1.000 Euro erkennt das Finanzamt pau-
schal, das heißt ohne Einzelauflistung und 
Nachweis, steuermindernd an. 
Die Frist zur Abgabe der Einkommensteu-
ererklärung für das Jahr 2020 endet am  
2. August 2021. Wenn die Erklärung durch 
einen Steuerberater oder Lohnsteuerhilfe-
verein angefertigt wird, verlängert sich die 
Abgabefrist bis zum 28. Februar 2022. Wer 
ohne eigenes Verschulden, etwa wegen 
der Corona-Pandemie, an einer rechtzeiti-

gen Abgabe der Steuererklärung verhin-
dert ist, kann durch Antrag beim Finanz-
amt Verlängerung der Abgabefrist bean- 
tragen. 
 
 
Aktuelles 
 
Längere Verträge für Saisonarbeitskräfte: 
Bundesrat billigt Bundestagsbeschluss 
Der Bundesrat hat am 7. Mai 2021 eine 
Ausnahmeregelung für Saisonbeschäfti-
gungen gebilligt, die der Bundestag am 22. 
April 2021 verabschiedet hatte, um die 
Landwirtschaft in der Corona-Pandemie zu 
unterstützen. 
Das Gesetz verlängert die zulässige Dauer 
kurzfristiger sozialversicherungsfreier Be-
schäftigungen ausnahmsweise auf eine 
Höchstdauer von vier Monaten oder 102 
Arbeitstagen. Nach geltendem Recht sind 
höchstens Verträge über drei Monate zu-
lässig. Die Ausnahmeregel gilt für den Zeit-
raum vom 1. März bis 31. Oktober 2021. 
Folgen der Corona-Pandemie: 
Hintergrund ist, dass die Fluktuation aus-
ländischer Saisonarbeitskräfte coronabe-
dingt geringer ist als sonst. Um den Obst- 
und Gemüseanbau insbesondere zeitkriti-
scher Sonderkulturen wie Spargel und Erd-
beeren zu unterstützen, hat der Bundestag 
die Änderung kurzfristig an die Reform des 
Seefischereigesetzes angefügt. In dieser 
geht es eigentlich um Behördenzuständig-
keit für die Fischereiaufsicht, datenschutz-
rechtliche Regelungen und die Umsetzung 
von EU-Recht. Auf Bitten des Bundestages 
hatte sich der Bundesrat bereit erklärt, das 
Gesetzgebungsverfahren rasch abzuschlie-
ßen. 
Das Gesetz wird von der Bundesregierung 
dem Bundespräsidenten zur Unterzeich-
nung zugeleitet und anschließend im  
Bundesgesetzblatt verkündet. Es soll am 
Tag danach in Kraft treten, die Regelung 
für Saisonarbeitsverträge automatisch am  
31. Oktober 2021 wieder außer Kraft. 
 
Coronahilfen: Antragstellung erfordert 
Steuernummer 
Die Anträge für die Gewährung von Coro-
nahilfen erfordern die Eingabe der Steuer-
nummer im vereinheitlichten Format. Darauf 
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142.000 Einsprüche wegen möglicher 
Doppelbesteuerung 
Derzeit sind bei deutschen Gerichten rund 
142.000 Einsprüche gegen eine mögliche 
Doppelbesteuerung von Renten anhängig. 
Das teilt die Bundesregierung mit 
(19/28581). 
 
Betriebsprüfungen 2020 
Im vergangenen Jahr sind rund 30.000 Be-
triebe weniger von den Finanzbehörden 
kontrolliert worden als im Jahr zuvor. Wäh-
rend 2019 rund 188.000 Betriebe geprüft 
wurden, waren es 2020 nur rund 159.000. 
Das geht aus der Antwort der Bundesregie-
rung (19/28322) auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion Die Linke hervor. 
 
 
Einkommensteuer /  
Körperschaftsteuer  
Kinderkrankengeld unterliegt dem Pro-
gressionsvorbehalt 
Das Kinderkrankengeld ist steuerfrei, un-
terliegt aber dem Progressionsvorbehalt. 
Das stellt die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort (19/28418) auf eine Kleine Anfrage 
der FDP-Fraktion klar. 
 
Sanierungsgewinne im Wege des  
Erlasses 
Das FG Rheinland-Pfalz entschied, dass es 
die gesetzliche Neuregelung zur Steuerfrei-
heit von Sanierungsgewinnen nicht recht-
fertigt, in Altfällen Sanierungsgewinne im 
Wege des Erlasses steuerfrei zu stellen (Az. 
5 K 1689/20). 
 
 
Lohnsteuer 
 
Unentgeltliche Mahlzeiten auf Flügen 
Eine Fluggesellschaft stellte ihrem Flugper-
sonal sowohl auf Langstreckenflügen als 
auch auf Mittelstreckenflügen, wenn die 
Flugzeit mit kurzen „Turn-Around-Zeiten“ 
über sechs Stunden lag, unentgeltlich Ver-
pflegung zur Verfügung. Es handelte sich 
dabei um Catering-Mahlzeiten mit einem 
Sachbezugswert i. H. v. 2,67 Euro bis 2,80 
Euro bzw. 8,34 Euro bis 8,74 Euro. Es be-
stand für das Personal nur eine be-
schränkte Essensauswahl im Rahmen der 

für die Passagiere vorgesehenen Essen. Pi-
loten und Co-Piloten mussten aus Sicher-
heitsgründen unterschiedliche Mahlzeiten 
einnehmen. 
Nach einer Lohnsteueraußenprüfung ver-
trat das beklagte Finanzamt die Ansicht, 
dass die unentgeltliche Gestellung der 
Mahlzeiten steuerpflichtiger Arbeitslohn 
sei. Es erging ein entsprechender Lohn-
steuer-Nachforderungsbescheid. 
Die dagegen gerichtete Klage war erfolg-
reich. Der 14. Senat hat in seinem Urteil 14 
K 2158/16 vom 13.08.2020 entschieden, 
dass dem Flugpersonal durch die Mahlzei-
tengestellung kein steuerpflichtiger Ar-
beitslohn zugewandt wurde und somit 
keine Lohnsteuer nachgefordert werden 
durfte. 
 
 
Sozialversicherung 
 
Bürgermeister und Ortsvorsteher 
Die Sozialversicherungspflicht ist bei Ein-
gliederung in die Verwaltungsorganisation 
und aufwandsüberschreitender Entschädi-
gung durchaus gegeben.  
Die Sozialversicherungspflicht aufgrund 
Beschäftigung von Ortsvorstehern und Bür-
germeistern ist nicht ausgeschlossen, weil 
sie ihre Tätigkeit zugleich als Ehrenbeamte 
ausüben. Das entschied das BSG (Az. B 12 
KR 25/19 R und B 12 R 8/20 R). 
 
 
Umsatzsteuer 
 
Mitbenutzungsrecht an Verzehrvorrich-
tungen Dritter 
Mit Urteil V R 15/17 hat der BFH entschie-
den, dass die Abgabe von Wiesnbrezn in 
Festzelten durch einen vom Festzeltbetrei-
ber personenverschiedenen Unternehmer 
dem ermäßigten Steuersatz unterliegt. Das 
BMF hat daher den Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlass geändert (Az. III C 2 - S-7210 
/ 19 / 10002 :005). 
 
 
Sonstiges 
 
Rechtsanspruch auf Homeoffice 
Die Corona-Pandemie hat mobiler Arbeit, 
vor allem im Homeoffice, einen enormen 
Schub gegeben. Allerdings fehlen lt. Hans-

weist das BMWi in seiner Ausfüllhilfe zu 
den Hilfsprogrammen ausdrücklich hin. 
Der DStV hatte eine Klarstellung angeregt. 
 
Corona-Sonderzahlung noch bis Ende 
März 2022  
Der Gesetzgeber schuf bereits im letzten 
Jahr für Arbeitgeber die Möglichkeit, einen 
Corona-Bonus in Höhe von 1.500 Euro 
steuer- und sozialversicherungsfrei an ihre 
Mitarbeiter auszuzahlen. Arbeitgeber sol-
len jetzt über den 30.06.2021 hinaus bis 
Ende März 2022 Zeit erhalten, den Bonus 
zu gewähren.  
 
 
Abgabenordnung 
 
Betriebsprüfung in Kanzleien  
Steuerliche Betriebs- bzw. Außenprüfun-
gen kann die Finanzverwaltung auch bei 
Berufsgeheimnisträgern durchführen - jede 
Rechtsanwältin und jeder Rechtsanwalt 
kann also davon betroffen sein. Häufig be-
steht jedoch eine gewisse Unsicherheit da-
rüber, ob der Betriebsprüfer Zutritt zur 
Kanzlei verlangen kann, welche Unterlagen 
ihm vorzulegen sind und inwieweit man 
sich auf die anwaltliche Verschwiegenheit 
berufen kann. Der BRAK-Ausschuss Steu-
errecht hat Handlungshinweise zu Be-
triebsprüfungen in Rechtsanwaltskanzleien 
erarbeitet, die diese Fragen anhand der ge-
setzlichen Vorgaben sowie der geltenden 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ein-
gehend erörtern. Zudem werden Hand-
lungsmöglichkeiten für betroffene Rechts- 
anwältinnen und Rechtsanwälte aufge-
zeigt. 
 
Steuererklärungen 2020: Abgabefrist 
Ein Anfang ist gemacht: Der Hessische Fi-
nanzminister Michael Boddenberg verkün-
dete am 23.04.2021, dass der Finanzaus- 
schuss des Bundesrats seinem Antrag 
mehrheitlich zugestimmt hat. Für die bera-
tenden Berufe soll die Frist für die Abgabe 
der Steuererklärung 2020 um drei Monate 
- auf Ende Mai 2022 - gesetzlich verlängert 
werden. Ihm sei es wichtig, dass die Poli-
tik die aktuell sehr herausfordernde Situa-
tion der steuerberatenden Berufe aner- 
kenne und entsprechend handele. 



Böckler-Stiftung immer noch gesetzliche 
Regelungen und Rahmenbedingungen, um 
sicherzustellen, dass auch jenseits der Son-
dersituation wirklich die positiven Poten-
ziale mobiler Arbeit zum Tragen kommen. 
Eine neue Studie zeigt, warum der Rechts-
anspruch sinnvoll ist und was geregelt wer-
den muss. 
 
Option bei der Körperschaftsteuer 
Die Möglichkeit der Option für Personen-
handelsgesellschaften zur Besteuerung als 
Körperschaft steht nach über 20 Jahren er-
neut zur Abstimmung. In Windeseile sollen 
die weitreichenden Änderungen diesmal 
Gesetz werden. Doch die Regelungen sind 
umstritten. 
Die Reichweite des Optionsmodells ist stark 
begrenzt. Einzelunternehmen und die GbR 
scheitern gegenwärtig bereits am persön-
lichen Anwendungsbereich. Für grundsätz-
lich optionsfähige Gesellschaften, wie die 
OHG, dürfte das notwendige Thesaurie-
rungsverhalten zum Hindernis werden. Nur 
wenn die Personengesellschaft die Ge-
winne vollständig und langfristig einbehält, 
gereicht der Steuerartenwechsel zum Vor-
teil. 
Die vorgesehene Mehrheitsentscheidung 
zur Ausübung der Option mit mindestens 
3/4 der abgegebenen Stimmen der Perso-
nengesellschafter kann für die unterlege-
nen Gesellschafter zu erheblichen Steuer- 
nachteilen führen. Insbesondere bei Gesell-
schaftern mit umfangreichem Sonderbe-
triebsvermögen dürfte dies zu entspre- 
chendem Widerstand führen. 
Auch der geplante „Untergang“ verre-
chenbarer Verluste i. S. von § 15a EStG  
und des gewerbesteuerlichen Fehlbetrags, 
mangelnde Regelungen zu Antragsform,  
-frist und -zeitpunkt sowie fehlende  
Lösungsansätze zum Umgang mit funktio-
nal wesentlichem Sonderbetriebsvermögen 
stellen derzeit noch „Pferdefüße“ für an 
einer Option interessierte Gesellschaften 
dar. 
 
Kündigung wegen einer COVID-19-Qua-
rantäne 
Das ArbG Köln hat die Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses für unwirksam erklärt, 

die ein Arbeitgeber aufgrund einer behörd-
lich angeordneten Quarantäne gegenüber 
seinem Arbeitnehmer ausgesprochen hatte 
(Az. 8 Ca 7334/20). 
 
Entschädigungsansprüche neben den 
Corona-Soforthilfen 
Das LG München I hat zwei Klagen abge-
wiesen, die auf Schadenersatz gegen den 
Freistaat Bayern gerichtet waren. Geklagt 
hatten die Betreiberin einer Kartbahn 
sowie der Betreiber einer Musik- und Film-
produktion, da sie aufgrund der angeord-
neten Infektionsschutzmaßnahmen anläss- 
lich der Corona-Pandemie Einnahmeaus-
fälle erlitten hätten, die nicht vollständig 
durch sog. Corona-Soforthilfen aufgefan-
gen wurden (Az. 15 O 7232/20 und 15 O 
10858/20). 
 
Abberufung eines Beauftragten für Da-
tenschutz 
Zur Klärung der Frage, ob die Anforderun-
gen des BDSG an die Abberufung eines  
betrieblichen Datenschutzbeauftragten im 
Einklang mit der europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung stehen, hat das 
BAG ein Vorabentscheidungsersuchen an 
den EuGH gerichtet (Az. 9 AZR 383/19 (A)). 
 
Corona-Anhuster kann Kündigung 
rechtfertigen 
Das LAG Düsseldorf entschied, dass der 
mehrfache Verstoß gegen Corona-Hy-
giene- und -Abstandsregeln im Betrieb eine 
Kündigung grundsätzlich rechtfertigen kann 
(Az. 3 Sa 646/20). 
 
Corona: Geringverdiener und Selbstän-
dige  
Geringverdiener mussten im Juni 2020 mit 
einer Wahrscheinlichkeit von 20 Prozent 
einen Einkommensrückgang hinnehmen. 
Sie leiden damit deutlich stärker unter der 
Krise als Teil- und Vollzeitkräfte. Bei diesen 
lag der Wert im Vergleichszeitraum bei 
etwa 13 Prozent. Selbstständige haben im 
Juni 2020 sogar mit 33-prozentiger Wahr-
scheinlichkeit einen Einkommensverlust er-
litten. Im Oktober und November lag die 
Wahrscheinlichkeit noch bei 7,3 Prozent. 
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Trotz dieser positiven Tendenz sind diese 
Befragten sehr besorgt über ihre finanzielle 
Situation. Dies zeigen die Auswertungen 
im Vergleich zu anderen Beschäftigten. 
 
Steuerfreier Krankentransport 
Eine Krankheit i. S. des § 3 Nr. 5 KraftStG 
ist bei einem anomalen körperlichen, geis-
tigen oder seelischen Zustand anzuneh-
men, der nach herrschender Auffassung 
einer medizinischen Behandlung bedarf. 
Die Behandlungsbedürftigkeit schließt eine 
gewisse Dringlichkeit der Beförderung ein; 
das Vorliegen eines dringenden Sofortein-
satzes ist jedoch nicht erforderlich. Eine 
nach § 3 Nr. 5 KraftStG steuerbefreite Kran- 
kenbeförderung setzt keine fachgerechte 
Betreuung während der Fahrt voraus. Liegt 
der Beförderung einer Person eine ärztliche 
Verordnung zugrunde, so ist der Nachweis 
erbracht, dass die Beförderung eines Er-
krankten im Zusammenhang mit einer me-
dizinischen Behandlung erfolgt. 
 
Taxameter: Technische Sicherheitsein-
richtung 
Die Bundesregierung hat eine Verordnung 
zur Änderung der Kassensicherungsverord-
nung (19/29085) vorgelegt. Künftig soll 
auch bei EU-Taxametern und Wegstrecken-
zählern sichergestellt werden, dass die di-
gitale Grundaufzeichnung nicht unerkannt 
gelöscht oder geändert werden kann. 
 
BFH: Ortsübliche Miete 
Die ortsübliche Marktmiete ist grundsätz-
lich auf der Basis des Mietspiegels zu be-
stimmen. Kann ein Mietspiegel nicht zu- 
grunde gelegt werden oder ist er nicht vor-
handen, kann die ortsübliche Marktmiete 
z. B. mit Hilfe eines mit Gründen versehe-
nen Gutachtens eines öffentlich bestellten 
und vereidigten Sachverständigen i. S. des 
§ 558a Abs. 2 Nr. 3 BGB, durch die Aus-
kunft aus einer Mietdatenbank i. S. des § 
558a Abs. 2 Nr. 2 BGB i. V. m. § 558e BGB 
oder unter Zugrundelegung der Entgelte 
für zumindest drei vergleichbare Wohnun-
gen i. S. des § 558a Abs. 2 Nr. 4 BGB er-
mittelt werden; jeder dieser Ermittlungs- 
wege ist grundsätzlich gleichrangig.


